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450WienerKinderfür fünfWochennachSt .Wolfgang.DasstädtischeJugend
amt hatmit dem Ferienhorte St .Wolfgang einen Vertrag geschlossen ,durch
demdas Heimvom10 ,Juni bis 15 .Juli denSchützlingendes städtischenJu¬
gendamteszur Verfügunggestellt wird .Aufdiese Weisewird esmöglich
sein ,450WienererholungsbedürftigeKinderauf einmalzweckmässigundin
schönerUmgebungunterzubringen .DerAntragkamheuteimGemeinderatsaus -¬

schusse für Wohlfahrtseinrichtungen zur Verhandlung und wurdenach

demReferatProfessorTandlersgenehmigt .Gleichzeitigwurdebeschlossen,
daß die Auswahlder Kinderdurch die Bezirksjugendämtererfolgen soll .Die

Elternbeiträge werdennach der wirtschaftlichen Kraft der Elternabgestuft
undauchvölligeZahlungsunfähigkeitder Elternsoll keinGrundsein ,daß
ihre Kindernicht nachSt .Wolfgangentsendet werden .In erster Liniesoll
die vondenSchulärztenmit III undIIla befundenenKinder
fürdenfünfwöchentlichenAufenthaltinSt .WolfganginBetrachtgezogen
werden .ZurKostendeckungdiesesgroßzügigenWerkesWienerJugendfürsorge
wurdenebenden demWienerJugendamtzur VerfügungstehendenSummenein
Beitragin der Höhevon320MillionenKronengenehmigt .DieBetriebsfüh¬
rungdes FürsorgewerkeswurdedemWienerJugendhilfswerk ,das auchden
Pachtvertragmit demVereinFerienhort abzuschliessenhat ,übertragen .

DieerstenRenovierungskreditederGemeindeWien .DieerstenKreditezur
RenovierungvonWienerWohnhäusernsind bereits imVollzugsausschusseder
städtischenZentralsparkassebewilligtworden .EswirddemnachwenigeTa¬
ge ,nachdemdieseAktionderGemeindeWienbeschlossenwurde ,mitden
RenovierungsarbeitenaufGrundlagedesvorgeschlagenenKreditsystems
begonnenwerden.

Eröffnungder WiedenerFiliale der Städtischen Zentralsparkkssa .Heute
vormittags wurden vom Bürgermeister Seitz die neuen Räumlichkeiten der

WiedenerFiliale der Städtischen Zentralsparkasse in derFavoritenstrasse
eröffnet .ZahlreicheFunktionäredes Bezirkesmit BezirksvorsteherChar-¬
wat an der Spitze warenerschienen ,GemeinderatBroczynerhielt andie
AnwesendeneineAnsprache,indererdieEntwicklungderZentralsparkasse
in den achtzehnJahren ihres bsherigenBestandesschilderte undbesonders
dieTeilnahmedesInstitutsandergroßenAktionderGemeindeWienzur
RenovierungvonWohnbautendarlegte .NachdemBezirksvorsteherCharwat
imNamenderBezirksvertretungdenBürgermeisterbegrüssthatte ,ergriff .
dieserselbstdasWort .BürgermeisterSeitzsagte ,daßer mitumsogröße-¬
rer Freude die räumliche und geschäftliche Entfaltung der städtischen
Zentralspakkasse konstatiere ,als die letzten Ereignisse auf derBörse
gezeigthaben,daßeinTeilderBevölkerungmitsehrbeschränktenfinan¬
ziellen undin dieser Hinsichtauchgeistigen Mittelnsich in denletzten
Jahrenauf Sparmethodenverlegthaben ,die sie zu Opfernleichtsinniger
Spekulantenmachten.DiestädtischeZentralsparkasseerwirbtsichein
allgemeinesVerdienst,wennsiedieBevölkerungvonsolchenMethodenab-¬
hält. DankbarsteBeachtungfindetinderGemeindeverwaltungvotallem
die Zinsfußpolitik der Sparkasse .Es ist unsere Pflicht ,mit allen Mitteln
den Zinsfuß ,insbesondere für Hypothekarkredite ,möglichst niedrig zu

gestalten .AllerdingsdarfmansichnichtderErkenntnisverschliessen,
daß bei der Bedingheit und Verflochenheit alles ökonomischenGeschehens
auchdieZentralsparkassevonderallgemeinenLagedesGeldmarktesabhän-¬
gig unddaher nicht vollkommenfrei ist .DerBürgermeisterschloßseine
Rede mit demWunsch ,der Bezirk Wiedenund seine neue Filiale derstädti¬
schenSparkassemögedenAufschwungnehmen,denganzWienwünschtund

erhofft .
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DieBezugsregelungderstädtischenAngestellten.Dievondemstädti¬
schenPersonalreferentenamtsführendenStadtratSpeisermitdemVer¬
bandderstädtischenAngestelltenundmitderGewerkschaftderUnter-¬
nehmungsangestelltengeführtenVerhandlungensindnunmehrabgeschlos-¬
sen und es wurde den gemeinderätlichen Körperschaften folgenderMo¬
ivenbericht über die Neuregelungder Bezügeder Angestellten desMa¬

gistrats ,derLehrpersonenundderAngestelltenderstädtischenUnter¬
nehmungenvorgelegt.
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aneinebestimmteKategorievonAngestelltengebunden,sondern
nachder Bezugsklassegestuft ,so dass Angestelltealler Art ,natür¬lich nur ,soweitsie nachdemgeltendenSchemain die höherenBezugsklas¬
sen vorrücken ,auch der dort vorgesehenen grösseren Gehaltserhöhung

teilhaftig werden .Die Brhöhungder Leistungsbezügebeträgt von20
aufsteigend bis über 50 % .Für junge Angestellte besonders qualifizierter Gruppen( AkademikerundMittelschülereinschliesslichder Lehrpersonen )ist
eine Besserstellung nochdadurchermöglicht worden ,dass dieAnfangs¬

stufen und einige folgende Stufen etwas höher angesetztwurden .Die nachfolgendeTabelle zeigt die sich aus derBezugserhöhung
ergebende Valorisierung ,wobei die Gesamtbezüge des Angestellten wäh¬
rend der ganzen normalen Laufbahn im Frieden gegenüber gestellt sind
diesen Gesamtbezügen nach dem geltenden Gehaltsschema und nachdem

beantragten

Lehrpersonen
anBürgerschulenanVolksschulen

. 870
10 . 199

. 834
10 . 235
/115DiebisherallenAngestelltengewährteZülagevon500K

monatlich( ohneindexmässigeVervielfachung) ,welchefür alleVer¬heiratetenohnediesimHaushalts -undKinderzuschussaufgeht ,entfällt
wegen ihrer Geringfügigkeit .DieRegulierungfür die Unternehmungsangestelltenwirdkon¬
formder für die Angestelltendes Magistratesbeantragt .Aufdie Pensionsparteienbeider Gruppenwird sichdiese
Regulierung,dierückwirkendaufden1 .Februar1924beantragtwird,
voll auswirken .

AkademikerRechn . B.Mittl
Verw . B .

Kanzlei B .
(ehem. Diurnist. )

Amtsgehilf .Profession

. 183 . 672 10 . 773
. 450 . 159

. 029
. 564
. 544 11 . 000 11 . 378 13 . 525. 455

Hilfsarb . Strassen -Näherin
arbeiter

Pflegerin Reinigungsfru
22 . 102

15 . 253 15 . 708 16 . 713
19 . 144

19 . 886
22 . 785 24 . 304



Auf Grund des Ergebnisses der vom Amtsführenden Stadtrate
der Gruppe I mit dem Verbande der städtischen Angestellten und mit
der Gewerkschaft der Unternehmungsangestellten geführten Verhandlun - ¬
gen werden die Anträge wegen Neuregelung der Bezüge der Angestellten
des Magistrates einschliesslich der Lehrpersonen und der Unterneh¬

mungsangestellten unter einem den zuständigen Gemeinderatsköperschaften
vorgelegt .Bei den vorgeschlagenen Regulierungen wurde von derErwägung
ausgegangen ,dass die Vervielfachung ,welche die Bezüge dieser Ange¬
stellten seit dem Frieden erfahren haben ,für die einzelnen Gruppen
eine wesentlich verschiedene ist .

Nach der Veröffentlichung des Bundesamtes für Statistik
haben sich die Kosten der Lebenshaltung unter Berücksichtigung der
Auswirkung des Mieterschutzes im Monate März 1924 gegenüber

- —

den Friedensverhältnissen auf das 11 . 996fache erhöht .Ohne dazu
Stellung nehmen zu wollen ,ob diese amtlich ermittelte Ziffer einen
tauglichen Massstab für eine gerechtfertigte endgiltige Erhöhung der
Angestelltenbezüge bilden würde ,darf jedenfalls nicht übersehen wer - ¬
den ,dass eine bedeutendere Erhöhung der Bezüge der unteren Angestell - - ¬
ten schon durch die Tatsache gerechtfertigt ist ,dass sie imFrieden
vielfach unzulänglich entlohnt waren und dass viele Kategorien ,bei
denen heute die Erhöhung der Bezüge über das oberwähnte Ausmasshinaus¬
geht ,damals im Taglohn standen und dass sie heute bei geänderten Ver¬
hältnissen und Dienstaufgaben auch eine ganz andere rechtliche Stellung
inne haben .Aus diesen Gründen hat auch schon die Regulierung vom

Jahre 1919 für viele Angestelltengruppen eine relative Besserstellung
gebracht ,die gegenwärtig in keiner Weise beeinträchtigt werden soll .
Andererseits konnte die Regulierung auch nicht zum Ziele haben ,jene
Angestelltengruppen ,bei denen das oberwähnte Ausmass der Vervielfa¬
chung nicht erreicht ist ,auf dieses Ausmess zu bringen .Demstehen
nicht nur die begrenzten wirtschaftlichen Möglichkeiten der Gemeinde ,
sondern auch die Erfahrungstatsache entgegen ,dass unser Staat unter
den Kriegsfolgen noch sehr viel leidet und namentlich die gegenwärti¬
ge Wirtschaftskrise die allgemeinen Erwerbsverhältnisse in ungünsti¬
ger Weise beeinflusst ,sodass wohl die grosse Mehrheit aller Erwerben¬
den in diesem Staate nicht in der Lage war ,ihr Finkommen in gleichem

Masse zu erhöhen ,mit anderen Worten eine Herabdrückung in der Le¬
benshaltung gegenüber den Friedensverhaltnissen hat erfahren müssen .
Von dieser Erscheinung sind ja auch die Siegerstaaten nicht unberuhrt
geblieben .In diesem Sinne kann also die scheinbare Übervalorisierung

der unteren Angestellten nur als eine durchaus billige Korrektur von
ungerechtfertigten und heute nicht mehr haltbaren Vorkriegsverhältnissen
bezeichnet werden ,sodass sich ein gewisses Zusammendrängen der Be¬

züge der niederen und der oberen Angestellten gegenüberdenFriedens¬
verhältnissen ergibt .Wennaber ,wiedies zumBeispiel derzeit der Fall ist ,gerade
die höchstqualifizierten Angestellten nur die Hälfte des Realwertes
ihrer Friedensgehälter haben ,während andere Gruppen diesen wealswert
nach dem angeführten Schlüssel schon erreicht oder überschritten hät - ¬
ten ,so war es gewiss gerechtfertigt ,dieses allzustarke Missverhältnis
zum Ausgangspunkt der jetzigen Regulierung zu machen und die Ungleich¬
heiten im Rahmen des Möglichen zu mindern .Bereits die frühere Regulierung hat entsprechend demauch
von den Angestellten mehr und mehr betonten Leistungsprinzip die Erhö¬
hung nur im Gehalte bei unveränderter Belassung der Teuerungszulage vor¬
genommen .Diesmals wurde in der Betonung des Leistungsprinzips inso¬
ferne weiter gegangen ,als auch die auf dem Gehalt gelegte Bezugser¬
höhung perzentuell abgestuft und zwar für die unteren Angestellten am
Anfange ihrer Dienstzeit mit dem geringsten ,bei fortschreitender
Dienstzeit aber und für die oberen Angestellten mit einem höheren Per - ¬
zentsatze vorgesehen ist .Auchden jühgsten Angestellten derunterenKatsgorienist eineErhöhungzügedacht,welcherdernachdemamtlichen
Indexseit derletztenRegulierungeingetretenenTeuerungvollaufRech-¬nungträgt .DasverschiedeneperzentuelleAusmassderErhöhungistnich.
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